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2030

Verordnung 
über beamtenrechtliche und disziplinarrechtliche 

Zuständigkeiten im Geschäftsbereich 
des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz
(Beamten- und Disziplinarzuständigkeits-

verordnung MUNLV
-BeamtDiszZustV MUNLV)

Vom 18. Oktober 2008

Aufgrund des

–  § 3 Abs. 3 und des § 180 Satz 2 des Landesbeamten-
beamtengesetztes (LBG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Mai 1981 (GV. NRW. S. 234), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Oktober 
2007 (GV. NRW. S. 393),

–  § 126 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 des Beamtenrechtsrahmenge-
setzes (BRRG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. März 1999 (BGBl. I S. 654), zuletzt geändert 
durch § 63 Abs. 2. Satz 2 des Gesetzes vom 17. Juni 
2008 (BGBl. I S. 1010),

–  § 3 Abs. 1 der Verordnung über die Ernennung, Ent-
lassung und Zurruhesetzung der Beamten und Richter 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 27. Juni 1978 
(GV. NRW. S. 286), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 9. September 2003 (GV. NRW. S. 570),

–  § 17 Abs. 5 Satz 2, § 32 Abs. 2 Satz 2 und § 81 Satz 2 
des Disziplinargesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen vom 16. November 2004 (GV. NRW. S. 624) sowie

–  § 66 Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 6. August 2002 (BGBl. I 
S. 3020), zuletzt geändert durch Artikel I und Artikel II 
des Gesetzes vom 29. Juli 2008 (BGBl. I S. 1582)

wird für den Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz (Ministerium) verordnet:

§ 1 
Allgemeines

(1) Dienstvorgesetzte und als solche zuständig für beam-
tenrechtliche Entscheidungen über die persönlichen 
Angelegenheiten der ihnen nachgeordneten Beamten 
sind die Leitungen der Behörden, der Einrichtung oder 
des Landesbetriebs, bei der oder dem die Beamten ein 
Amt bekleiden. Das gilt entsprechend für Beamte ohne 
Amt.

(2) Dienstvorgesetzte der in Absatz 1 genannten Dienst-
vorgesetzten sind die Leitungen der unmittelbar über-
geordneten Stelle.

(3) Dienstvorgesetzte für Beamte, die gemäß § 12 Perso-
naleinsatzmanagementgesetz NRW in den vorgezogenen 
Ruhestand versetzt worden sind, sind die Leitungen der 
vor der Versetzung an das Landesamt für Personalein-
satzmanagement zuständigen Stelle. Dies gilt nicht, 
sofern der Zurruhesetzungsvorgang betroffen ist. Hier 
verbleibt es bei der Zuständigkeit des Landesamtes für 
Personaleinsatzmanagement.

(4) Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit nach Gesetz 
oder Verordnung eine andere Stelle zuständig ist oder in 
den §§ 2 bis 6 etwas anderes bestimmt ist.

§ 2 
Beamtenverhältnis

(1) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlassung 
und Versetzung in den Ruhestand wird übertragen für

1.   Beamte, denen ein Amt der Besoldungsgruppe A 1 bis 
A 15 verliehen ist oder wird, und für die entsprechen-
den Beamten ohne Amt bei

 –  dem Landesamt für Natur, Umwelt und Verbrau-
cherschutz, dem Chemischen Landes- und Staat-
lichen Veterinäruntersuchungsamt sowie den Staat-
lichen Veterinäruntersuchungsämtern auf das Lan-
desamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz,

 –  dem Landesbetrieb Wald und Holz auf den Landes-
betrieb Wald und Holz

 –  den Bezirksregierungen auf die Bezirksregierungen,

2.   Beamte beim Nordrhein-Westfälischen Landgestüt, 
denen ein Amt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 9 
m.D. verliehen ist oder wird, und für die entsprechen-
den Beamten ohne Amt auf das Nordrhein-Westfäli-
sche Landgestüt,

3.   Landwirtschaftsreferendare für die Regierungsbe-
zirke Düsseldorf und Köln auf die Bezirksregierung 
Köln und für die Regierungsbezirke Arnsberg, Det-
mold und Münster auf die Bezirksregierung Münster.

(2) Abweichend von Absatz 1 erfolgt durch das Ministe-
rium 

1.   die Auswahl der Bewerber um Einstellung als Beamte 
auf Probe in eine Laufbahn des höheren Dienstes,

2.  die Auswahl und die Ernennung

 –  der Abteilungsleitungen des Landesamtes für 
Natur, Umwelt und Verbraucherschutz,

 –  der Leitung des Chemischen Landes- und Staatli-
chen Veterinäruntersuchungsamtes,

 –  der Leitungen der Staatlichen Veterinäruntersu-
chungsämter,

 –  der Fachbereichsleitungen des Landesbetriebes 
Wald und Holz,

 –  der Leitungen der Forstämter.

Die Ernennung von Beamten, denen ein Amt der Besol-
dungsgruppe A 15 mit der Funktion einer Hauptdezer-
nentin oder eines Hauptdezernenten bei einer Bezirksre-
gierung für den Geschäftsbereich verliehen werden soll, 
bedarf der Zustimmung des Ministeriums.

(3) Für

1.   andere als die in Absatz 1 genannten Entscheidungen 
nach den §§ 8 bis 14 a, 30 bis 54, § 63 und § 92 Abs. 4 
Landesbeamtengesetz (LBG),

2.   Entscheidungen über die Dauer der hauptberufl ichen 
Tätigkeit und die Verlängerung der Probezeit (§§ 21, 
23 LBG),

3.   Beförderungen im Sinne des § 25 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
LBG,

4.   die Übernahme nach § 128 Abs. 2 bis 4 Beamten-
rechtrahmengesetz (BRRG),

5.   die Versetzung in ein Amt mit geringerem Endgrund-
gehalt (§ 28 Abs. 2 LBG, § 130 Abs. 1 BRRG) sowie

6.   die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand nach 
§ 130 Abs. 2 BRRG

sind Dienstvorgesetzte die Leitungen der nach Absatz 1 
zuständigen Stellen in dem dort genannten Umfang.

(4) Soweit die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, 
Entlassung und Versetzung in den Ruhestand nicht der 
Landesregierung vorbehalten und nicht nach Absatz 1 
übertragen ist, wird die Befugnis vom Ministerium wahr-
genommen. Dies gilt entsprechend für Entscheidungen 
nach Absatz 3.

§ 3 
Versetzung, Abordnung, Zuweisung

(1) Für 

1.   die Erklärung des Einverständnisses zu einer Verset-
zung oder Abordnung in den Landesdienst und die 
Versetzung oder Abordnung zu einem anderen 
Dienstherrn (§§ 28, 29 LBG; § 123 BRRG) 

2.   die Abordnung von Beamten des höheren Dienstes 
innerhalb der Einführungszeit sowie für die Verset-
zung oder Abordnung von Beamten, denen ein Amt 
der Besoldungsgruppe A 1 bis A 15 verliehen ist, 

sind Dienstvorgesetzte die Leitungen der nach § 2 Abs. 1 
zuständigen Stellen in dem dort genannten Umfang; dies 
gilt nicht für die Versetzung oder Abordnung an eine 
Bundes- oder oberste Landesbehörde.
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(2) In anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen wird 
die Versetzung oder Abordnung vom Ministerium ver-
fügt oder sein Einverständnis erklärt. Das gilt auch für 
die Zuweisung einer Tätigkeit gemäß § 123 a BRRG.

§ 4 
Weitere Zuständigkeiten

(1) Die nach § 2 Abs. 1 zuständigen Leitungen sind 
Dienstvorgesetzte aller Beamten ihres Geschäftsbereichs 
für die 

 1.  Entscheidungen auf dem Gebiet des Nebentätig-
keitsrechts nach §§ 67 bis 75 b LBG,

 2.   Zustimmungen zur Annahme von Belohnungen und 
Geschenken nach § 76 LBG,

 3.   Geltendmachung von Schadenersatz- und Rück-
griffsansprüchen des Landes nach § 84 LBG,

 4.   Entscheidungen nach §§ 78 b bis c, 85 a LBG sowie 
über Elternzeit nach Elternzeitverordnung,

 5.  Entscheidungen nach §§ 78 d und e LBG,

 6.   Entscheidung nach § 85 LBG, soweit Ansprüche we-
gen Verletzung der Fürsorgepfl icht geltend gemacht 
werden,

 7.   Gewährung von Sonderurlaub nach der Sonderur-
laubsverordnung,

 8.  Festsetzung des Allgemeinen Dienstalters,

 9.   Bewilligung und Festsetzung von Trennungsentschä-
digung (§ 1 Abs. 2 Nr. 6, 10 Trennungsentschädi-
gungsverordnung),

10.   Festsetzung von Umzugskostenvergütung und Ent-
scheidungen nach §§ 2 und 11 Bundesumzugskos-
tengesetz 

11.   Anweisung eines von § 15 Abs. 1 Bundesbesoldungs-
gesetz abweichenden dienstlichen Wohnsitzes im 
Sinne des § 15 Abs. 2 Bundesbesoldungsgesetzes.

Abweichend von Satz 1 Nr. 5 behält sich das Ministe-
rium für die Beamten, denen ein Amt der Besoldungs-
gruppe ab A 16 verliehen ist, die Zustimmung zur Ent-
scheidung nach § 78 d LBG und die Entscheidung nach 
§ 78 e LBG vor.

(2) Über Abordnungen zu Ausbildungs- und Fortbil-
dungsveranstaltungen sowie Abordnungen oder Zuwei-
sungen an eine externe Ausbildungsstelle entscheidet die 
Leitung der in § 2 Abs. 1 genannten Stellen.

§ 5 
Klagen aus dem Beamtenverhältnis

(1) Die Befugnis, im Vorverfahren zu Klagen aus dem 
Beamtenverhältnis über den Widerspruch zu entschei-
den, wird übertragen auf das Landesamt für Natur, 
Umwelt und Verbraucherschutz, den Landesbetrieb 
Wald und Holz und die Bezirksregierungen, soweit diese 
oder eine der ihnen nachgeordneten Behörden oder Ein-
richtungen den mit dem Widerspruch angefochtenen 
Verwaltungsakt erlassen oder die Handlung vorgenom-
men haben, gegen die sich der Widerspruch richtet.

(2) Die Vertretung des Landes bei Rechtsstreitigkeiten 
aus dem Beamtenverhältnis vor den Gerichten der allge-
meinen Verwaltungsgerichtsbarkeit wird auf die in 
Absatz 1 genannten Behörden und den Landesbetrieb in 
dem dort genannten Umfang übertragen. Satz 1 gilt in 
Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 
(§ 123 Verwaltungsgerichtsordnung) und Verfahren nach 
den §§ 80, 80 a VwGO entsprechend.

(3) In anderen als den in den Absätzen 1 und 2 genann-
ten Fällen entscheidet das Ministerium über den Wider-
spruch und vertritt das Land.

§ 6 
Sonderzuständigkeiten

(1) Entscheidungen nach §§ 64 und 65 LBG werden von 
den nach § 1 Abs. 1 zuständigen Dienstvorgesetzten 
getroffen. Hat sich der Vorgang, der den Gegenstand der 
Äußerung bildet, bei einer anderen Behörde, Einrichtung 

oder dem Landesbetrieb ereignet, so darf die Aussagege-
nehmigung nur mit deren Zustimmung erteilt werden; 
mit Zustimmung der zuständigen dienstvorgesetzten 
Stelle kann die Entscheidung in diesen Fällen auch von 
der Behörde, Einrichtung oder dem Landesbetrieb 
getroffen werden, bei der oder dem sich der Vorgang 
ereignet hat.

(2) Die Befugnis zur Kürzung der Anwärterbezüge 
gemäß § 66 des Bundesbesoldungsgesetzes wird auf die 
für die Entlassung der Beamten zuständigen Stellen 
übertragen, soweit nicht die Zuständigkeit des Finanz-
ministeriums gegeben ist.

§ 7 
Disziplinarbefugnisse

(1) Soweit sich die Eigenschaft als dienstvorgesetzte 
Stelle nicht bereits aus § 17 Abs. 5 Satz 1 Landesdiszip-
linargesetz ergibt, sind die Leitungen der in § 2 Abs. 1 
genannten Stellen, bei der die Beamten des Geschäftsbe-
reichs beschäftigt sind, dienstvorgesetzte Stellen. Dies 
gilt auch für die der Dienstaufsicht der vorstehend ge-
nannten Stellen unterstehenden Beamten des Geschäfts-
bereichs.

(2) Die Disziplinarbefugnis für die Ruhestandsbeamten 
wird auf die letzte vor dem Eintritt in den Ruhestand 
zuständige dienstvorgesetzte Stelle übertragen.

(3) Soweit sich die Befugnisse zur Festsetzung der Kür-
zung der Dienstbezüge sowie zur Erhebung der Diszipli-
narklage nicht bereits aus § 32 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Abs. 3 
Landesdisziplinargesetz ergibt, wird sie auf die nach 
Absatz 1 bestimmten dienstvorgesetzten Stellen übertra-
gen.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspfl icht

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft.

Gleichzeitig treten die Verordnung über beamtenrecht-
liche Zuständigkeiten im Geschäftsbereich des Ministe-
riums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz vom 8. März 1994 (GV. NRW. S. 116), 
die Verordnung zur Bestimmung der mit Disziplinar-
befugnissen ausgestatteten Dienstvorgesetzten im Ge-
schäfts bereich des Ministeriums für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 
6. März 1994 (GV. NRW. S. 130), und die Verordnung zur 
Übertragung der Zuständigkeit für die Kürzung der An-
wärterbezüge der Beamten auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst im Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz vom 17. Juli 1983 (GV. NRW. S. 294), außer 
Kraft.

Das Ministerium wird der Landesregierung bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 2013 und danach alle fünf 
Jahre über die Wirksamkeit dieser Verordnung berich-
ten.

Düsseldorf, den 18. Oktober 2008

Der Minister 
für Umwelt und Naturschutz,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Eckhard  U h l e n b e r g

– GV. NRW. 2008 S. 640
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2128

Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten 
und Verfahren auf dem Gebiet des 

Krankenhauswesens (KHZVV)
Vom 21. Oktober 2008

Erster Teil: 
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 

Krankenhauswesens

§ 1 
Zuständigkeit der Bezirksregierungen

(1) Die Bezirksregierung ist zuständige Behörde für die 
Durchführung des Krankenhausfi nanzierungsgesetzes – 
KHG – in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. 
April 1991 (BGBl. I S. 886), des Krankenhausgestal-
tungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (KHGG 
NRW) vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 702, 
ber. 2008 S. 157), des Krankenhausentgeltgesetzes – 
KHEntgG – vom 23. April 2002 (BGBl. I S. 1412), der 
Bundespfl egesatzverordnung – BPfl V – vom 26. Septem-
ber 1994 (BGBl. I S. 2750) und der Krankenhaus-Buch-
führungsverordnung – KHBV – in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. März 1987 (BGBl. I S. 1045) – 
in den jeweils geltenden Fassungen -, soweit nicht in 
dieser Verordnung etwas anderes geregelt ist.

(2) Der Bezirksregierung wird die Zuständigkeit für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach § 10 KHBV und § 20 des Transplantationsgesetzes – 
TPG – vom 5. November 1997 (BGBl. I S. 2631) in der 
jeweils geltenden Fassung, für die Bestimmung nach 
§ 116 b Abs. 2 des Sozialgesetzbuches Fünftes Buch 
Gesetzliche Krankenversicherung – SGB V – vom 
20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477), in der jeweils gel-
tenden Fassung, sowie für die krankenhausplanerische 
Entscheidung nach § 137 Abs. 3 SGB V übertragen.

§ 2 
Zuständigkeit des Ministeriums

Das für das Gesundheitswesen zuständige Ministerium 
ist zuständige Behörde für

 1.   die Genehmigung des Abschlusses und der Ableh-
nung von Versorgungsverträgen nach § 109 Abs. 3 
Satz 2 SGB V sowie die Genehmigung nach § 110 
Abs. 2 Satz 2 SGB V,

 2.   die Bestellung des Vorsitzes und der Stellvertretung 
nach § 18 a Abs. 2 Satz 4 zweiter Halbsatz KHG,

 3.   die Rechtsaufsicht über die Schiedsstellen nach 
§ 18 a Abs. 5 KHG,

 4.  das Auskunftsverlangen nach § 28 Abs. 1 KHG,

 5.   die Bestellung und Berufung der Mitglieder des Lan-
despfl egesatzausschusses sowie die Geschäftsfüh-
rung dieses Ausschusses nach § 23 Abs. 1 und 2 
BPfl V,

 6.   die Genehmigung des landesweiten Basisfallwertes 
nach § 14 Abs. 1 KHEntgG,

 7.   die Genehmigung einer Vereinbarung oder Festset-
zung der Schiedsstelle nach § 17 a Abs. 8 Satz 2 
KHG zur Höhe des Ausgleichsfonds, den Ausbil-
dungszuschlägen und den Verfahrensregelungen ge-
mäß § 17 a Abs. 5 Satz 1 KHG,

 8.   die Festsetzung der Fallwerte und Tageswerte gemäß 
§ 7 der Verordnung über die pauschale Kranken-
hausförderung (PauschKHFVO) vom 18. März 2008 
(GV. NRW. S. 347),

 9.   die Festsetzung der Förderkennziffer gemäß § 9 
Abs. 3 Satz 3 PauschKHFVO,

10.   die Bekanntgabe der Förderkennziffer des letzten in 
die Förderung neu aufgenommenen Krankenhauses 
gemäß § 9 Abs. 5 PauschKHFVO,

11.   die Durchführung von Sonderprogrammen, soweit 
vom Haushaltsgesetzgeber ausdrücklich ausgewie-
sen.

§ 3 
Zuständigkeit der Kreisordnungsbehörde

Die Kreisordnungsbehörde ist zuständig für die Ent-
scheidung über die Erteilung einer Konzession nach § 30 
Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung. Ihr wird auch die 
Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 144 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 
der Gewerbeordnung übertragen.

Zweiter Teil: 
Verfahren der Schiedsstelle nach § 18 a KHG

§ 4 
Zusammensetzung der Schiedsstelle nach § 18 a KHG

(1) Die Schiedsstellen im Sinne des § 18 a KHG bestehen 
jeweils aus einem neutralen vorsitzenden Mitglied, sie-
ben Vertretungen der Krankenhäuser, einer Vertretung 
des Landesausschusses des Verbandes der privaten 
Krankenversicherung und insgesamt sechs Vertretungen 
der regional zuständigen Landesverbände der Orts-, 
Betriebs-, Innungs-, landwirtschaftlichen Krankenkas-
sen und Ersatzkassen sowie der Bundesknappschaft.

(2) Bei der Bestellung der Vertretung der Kranken häuser 
sind die öffentlichen, freigemeinnützigen und privaten 
Trägergruppen entsprechend ihrem Anteil an Kranken-
hausbetten im Zuständigkeitsbereich der Schiedsstelle 
zu berücksichtigen. Ferner sollen die unterschiedlichen 
Versorgungsaufträge und Größenklassen der Kranken-
häuser ausreichend vertreten sein.

(3) Für jedes Mitglied der Schiedsstelle sind mindestens 
zwei Stellvertreter zu bestellen.

§ 5 
Bestellung

(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle und ihre Stellvertre-
ter gemäß § 18 a Abs. 2 KHG werden durch schriftliche 
Mitteilung bestellt.

(2) Das vorsitzende Mitglied und seine Stellvertretungen 
dürfen weder haupt- noch nebenberufl ich im Kranken-
kassen- oder Krankenhausbereich tätig oder Angehörige 
einer Genehmigungsbehörde im Sinne des § 11 Abs. 5 
sein. Das vorsitzende Mitglied und seine Stellvertretun-
gen müssen die Befähigung zum Richteramt besitzen.

(3) Kommt eine Einigung über die Bestellung des vorsit-
zenden Mitglieds oder seiner Stellvertretungen nicht 
zustande, werden sie auf Antrag einer der beteiligten 
Organisationen von dem für das Gesundheitswesen 
zuständigen Ministerium nach Anhörung der übrigen 
beteiligten Organisationen bestellt.

§ 6 
Amtsperiode

(1) Die Amtsdauer der Mitglieder der Schiedsstelle und 
ihrer Stellvertretungen beträgt vier Jahre ab dem Zeit-
punkt der Bestellung nach § 5 Abs. 1. Die Amtsdauer der 
während einer Amtsperiode der Schiedsstelle neu hinzu-
tretenden Mitglieder und Stellvertreter endet spätestens 
mit Ablauf der Amtsperiode. Die erneute Bestellung 
nach Ablauf der Amtsdauer ist zulässig.

(2) Die Mitglieder der Schiedsstelle oder ihre Stellver-
tretungen können vor Ablauf der Amtsperiode nur aus 
einem wichtigen Grund unter gleichzeitiger Bestellung 
eines Nachfolgers abberufen werden. Die Abberufung 
des vorsitzenden Mitglieds und seiner Stellvertretungen 
ist nur durch eine gemeinsame Erklärung der beteiligten 
Organisationen möglich. Kommt eine gemeinsame Erklä-
rung nicht zustande, entscheidet auf Antrag einer der 
beteiligten Organisationen das für das Gesundheits-
wesen zuständige Ministerium.

(3) Die Niederlegung des Amtes eines Mitglieds oder 
Stellvertretung einer Schiedsstelle ist den beteiligten 
Organisationen schriftlich mitzuteilen. Die Bestellung, 
Abberufung oder Niederlegung des Amts eines Mitglieds 
oder eines stellvertretenden Mitglieds der Schiedsstelle 
ist der Geschäftsstelle unverzüglich anzuzeigen.
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§ 7 
Amtsführung

(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle sind verpfl ichtet, an 
den Sitzungen teilzunehmen oder bei Verhinderung ihre 
Stellvertretung und die Geschäftsstelle zu benachrichti-
gen.

(2) Die Mitglieder der Schiedsstelle haben auch nach 
Beendigung ihrer Tätigkeit über die ihnen dabei bekannt 
gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu wah-
ren. Sie sind insbesondere nicht befugt, ihnen zugegan-
gene Unterlagen ohne Zustimmung der Parteien der 
Pfl egesatzvereinbarung im Sinne des § 18 Abs. 2 KHG an 
Dritte weiterzugeben.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die stellvertretenden 
Mitglieder entsprechend.

§ 8 
Erstattung der Auslagen

(1) Die von den beteiligten Organisationen bestellten 
Mitglieder der Schiedsstelle und ihre Stellvertretungen 
haben Anspruch auf Erstattung ihrer baren Auslagen 
und auf eine Entschädigung für Zeitverlust nach den von 
den bestellenden Organisationen festgelegten Grund-
sätzen. Der Anspruch richtet sich gegen die bestellende 
Organisation.

(2) Das vorsitzende Mitglied der Schiedsstelle und seine 
Stellvertretungen erhalten Reisekosten nach den Vor-
schriften über die Reisekostenvergütung der Beamten 
des Landes Nordrhein-Westfalen nach der höchsten Rei-
sekostenstufe. Ein Pauschalbetrag für sonstige Baraus-
lagen und als Entschädigung für Zeitverlust je Schieds-
stellenverfahren wird durch die beteiligten Organisatio-
nen festgelegt. Die Ansprüche des vorsitzenden Mitglieds 
und seiner Stellvertretungen richten sich gegen die für 
die Geschäftsführung der Schiedsstelle zuständige 
Stelle.

§ 9 
Geschäftsstelle

(1) Jeder Schiedsstelle ist eine Geschäftsstelle zuzuord-
nen. Eine Geschäftsstelle kann auch mehreren Schieds-
stellen zugeordnet werden.

(2) Die Geschäftsstellen werden bei den beteiligten 
Organisationen gebildet und mit ihnen organisatorisch 
verbunden. Die Kosten der Geschäftsstelle trägt die 
beteiligte Organisation, bei der die Geschäftsstelle gebil-
det ist, soweit sich nicht aus den nachfolgenden Vor-
schriften etwas anderes ergibt.

(3) Die Geschäftsstelle ist für den laufenden Betrieb der 
Schiedsstelle, insbesondere die Vorbereitung der einzel-
nen Sitzungen, verantwortlich; insoweit unterliegt sie 
den Weisungen des vorsitzenden Mitglieds.

§ 10 
Anträge

(1) Anträge nach § 17 a Abs. 3, Abs. 4 und Abs. 5 sowie 
nach § 18 Abs. 4 KHG, § 13 KHEntgG und § 19 BPfl V 
sind schriftlich an den Vorsitz der zuständigen Schieds-
stelle in 16-facher Ausfertigung zu richten. Die Anträge 
sind bei der Geschäftsstelle einzureichen. Weitere Aus-
fertigungen des Antrags sind von der antragstellenden 
Person den Parteien unmittelbar zuzuleiten.

(2) In dem Antrag sind der Sachverhalt zu erläutern, das 
bisherige Ergebnis der Pfl egesatzverhandlungen zusam-
mengefasst darzustellen sowie die Gründe aufzuführen, 
weshalb eine Vereinbarung nicht zustande gekommen 
ist. Die für eine Entscheidungsfi ndung erforderlichen 
Unterlagen sind beizufügen.

(3) Ein Antrag nach Absatz 1 kann mit Zustimmung 
aller Parteien bis zur Bestandskraft der Genehmigung 
der Festsetzung der Schiedsstelle zurückgenommen wer-
den.

§ 11 
Verfahren

(1) Die Schiedsstelle entscheidet über den Antrag nach 
nichtöffentlicher mündlicher Verhandlung, zu der die 
Parteien zu laden sind. Die Schiedsstelle kann auch ohne 
mündliche Verhandlung entscheiden, wenn die Parteien 
auf eine mündliche Verhandlung verzichtet haben oder 
wenn sie in der Ladung ausdrücklich darauf hingewie-
sen worden sind, dass bei Nichterscheinen beider Par-
teien auch ohne mündliche Verhandlung entschieden 
werden kann.

(2) Die Schiedsstelle ist beschlussfähig, wenn neben dem 
Vorsitz mindestens je die Hälfte der vertretenden Mit-
glieder jeder Gruppe anwesend ist. Ist die Beschlussfä-
higkeit nicht gegeben, hat der Vorsitzende unverzüglich 
zur gleichen Tagesordnung zu einer neuen Sitzung ein-
zuladen. In diesem Fall ist die Beschlussfähigkeit unab-
hängig von der Zahl der erschienenen Mitglieder gege-
ben; darauf ist in der erneuten Einladung ausdrücklich 
hinzuweisen.

(3) Beratung und Beschlussfassung erfolgen in Abwe-
senheit der Parteien. Die Schiedsstelle entscheidet mit 
der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder, 
bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der vorsitzenden 
Person den Ausschlag. Stimmenthaltung ist nicht zuläs-
sig.

(4) Sachverständige können auf Beschluss der Schieds-
stelle zur Verhandlung hinzugezogen werden, wenn die 
Parteien dies beantragen und sich bereit erklären, die 
dadurch entstehenden Kosten je zur Hälfte zu überneh-
men.

(5) Die Schiedsstelle hat ihre Entscheidung über die 
Festsetzung der Pfl egesätze den Parteien und der Geneh-
migungsbehörde unverzüglich schriftlich begründet 
zuzuleiten. Der Genehmigungsbehörde sind auch die der 
Entscheidung zugrundeliegenden Unterlagen vorzulegen. 
Der Schiedsspruch ist vom Vorsitzenden zu unterschrei-
ben.

(6) Über Anträge gemäß § 10 Abs. 1 entscheidet die 
Schiedsstelle innerhalb von 6 Wochen.

§ 12 
Verfahrensgebühren

(1) Zur Deckung der Kosten der Schiedsstellen ein-
schließlich der Geschäftsstellen ist von den Parteien eine 
Verfahrensgebühr zu entrichten. Die Verpfl ichtung zur 
Entrichtung der Verfahrensgebühr besteht unabhängig 
davon, von welcher Partei der Pfl egesatzvereinbarung im 
Sinne des § 18 Abs. 2 KHG die Schiedsstelle angerufen 
worden ist und welche Partei durch die Entscheidung 
der Schiedsstelle begünstigt oder beschwert ist.

(2) Die Verfahrensgebühr beträgt bei der Durchführung 
eines Verfahrens aufgrund eines Antrages gemäß § 10 
Abs. 1 ohne mündliche Verhandlung 1.500 €, Beendigung 
eines Verfahrens nach einer mündlichen Verhandlung 
ohne Schiedsspruch 3.000 € sowie der Beendigung eines 
Verfahrens mit Schiedsspruch 4.000 €. Bei einem Antrag 
nach § 17 a Abs. 5 KHG und §§10, 13 KHEntgG ist sie 
von der Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen 
sowie den anderen Vertragsparteien nach § 18 Abs. 1 
Satz 2 KHG je zur Hälfte, im Übrigen vom Kranken-
hausträger sowie den Vertragsparteien nach § 18 Abs. 2 
KHG je zur Hälfte zu zahlen.

Dritter Teil: 
Schlussbestimmungen

§ 13 
Aufhebung bestehender Verordnungen, 

 Übergangsregelung

(1) Die Verordnung über die Schiedsstellen nach § 18 a 
des Krankenhausfi nanzierungsgesetzes (Schiedsstellen-
verordnung – SchV-KHG) vom 28. Januar 1986 (GV. 
NRW. S. 67) wird mit der Maßgabe aufgehoben, dass die 
bei Inkrafttreten dieser Verordnung bestellten Mitglie-
der der Schiedsstelle bis zum Ende der vorgesehenen 
Amtsperiode am 31. Dezember 2009 im Amt bleiben 
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sowie für Verfahren, die bei Inkrafttreten dieser Verord-
nung bei der Schiedsstelle anhängig sind, die Bestim-
mungen der aufgehobenen Verordnung weiter gelten. 

(2) Die Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
auf dem Gebiet des Krankenhauswesens (KHZV) vom 
22. Februar 2000 (GV. NRW. S. 222) wird mit der Maß-
gabe aufgehoben, dass § 1 Abs. 1 KHZV für Investitio-
nen aufgrund der Investitionsprogramme einschließlich 
desjenigen für das Jahr 2005 weiter gilt.

§ 14 
Inkrafttreten, Berichtspfl icht

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis 
zum 31. Dezember 2012 und danach alle 5 Jahre über die 
Erfahrungen mit dieser Verordnung.

Die Verordnung wird erlassen

a)   von der Landesregierung aufgrund des § 5 Abs. 3 
Satz 1 des Landesorganisationsgesetzes vom 10. Juli 
1962 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20. November 2007 (GV. NRW. S. 588), 
insoweit nach Anhörung des Ausschusses für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales, des § 155 Abs. 2 der Gewer-
beordnung und des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten sowie des § 18 a Abs. 4 
KHG,

b)   vom Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
aufgrund des § 35 KHGG NRW.

Düsseldorf, den 21. Oktober 2008

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident

Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

Der Minister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

– GV. NRW. 2008 S. 642
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Gesetz zur Änderung 
des Ersten Gesetzes 

zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes – AG-KJHG

Vom 28. Oktober 2008

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung 
des Ersten Gesetzes 

zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes – AG-KJHG

Artikel 1

Das Erste Gesetz zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes vom 12. Dezember 1990 (GV. NRW. 
S. 664), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 462), wird wie folgt 
geändert:

1.  § 1 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 1 
 Träger der öffentlichen Jugendhilfe

  Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind die örtlichen 
und überörtlichen Träger.“

2.  Es wird folgender § 1 a eingefügt:

 „§ 1 a 
 Örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe

  (1) Örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind 
die Kreise und die kreisfreien Städte.

  (2) Die Aufgaben des örtlichen Trägers der öffentli-
chen Jugendhilfe werden durch das Jugendamt wahr-
genommen.“

3.   In § 8 wird die Angabe „im Sinne des § 69 Abs. 1 
Satz 1 SGB VIII“ gestrichen und durch die Wörter 
„der öffentlichen Jugendhilfe“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 28. Oktober 2008

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Stellvertreter 
des Ministerpräsidenten

(L. S.) Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Finanzminister

Dr. Helmut  L i n s s e n

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

Der Minister 
für Generationen, Familie, 

Frauen und Integration

Armin  L a s c h e t

– GV. NRW. 2008 S. 644
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Drittes Gesetz zur Änderung 
der Bauordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen
Vom 28. Oktober 2008

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Drittes Gesetz zur Änderung 
der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen

Artikel I
Änderung der Landesbauordnung

Die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesbauordnung – BauO NRW) vom 1. März 2000 
(GV. NRW. S. 256), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 708), 
wird wie folgt geändert:

1.  § 65 Abs. 1 Nr. 5 wird wie folgt gefasst:

  „5. Gewächshäuser ohne Verkaufsstätten mit einer 
Firsthöhe bis zu 5,0 m und nicht mehr als 1.600 m2 
Grundfl äche, die einem land- oder forstwirtschaft-
lichen Betrieb oder einem Betrieb der gartenbau-
lichen Erzeugung im Sinne des § 35 Abs. 1 Nrn. 1 und 
2, und des § 201 BauGB dienen,“.
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2.  In § 65 Abs. 1 wird nach der Nummer 8 a eingefügt:

  „8 b. Terrassenüberdachungen mit einer Fläche bis zu 
30 m2 und einer Tiefe bis zu 3 m,“.

3.  § 68 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

  „3. baulichen Anlagen und Räumen mit mehr als 
1.600 m2 Grundfl äche; dies gilt nicht für Gewächs-
häuser ohne Verkaufsstätten mit einer Grundfl äche 
von bis zu 5.000 m2, die einem land- oder forstwirt-
schaftlichen Betrieb oder einem Betrieb der garten-
baulichen Erzeugung dienen,“.

4.  § 68 Abs. 4 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

  „1. Gewächshäuser mit einer Firsthöhe bis zu 5,0 m 
und nicht mehr als 1.600 m2 Grundfl äche,“.

5.  § 70 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

 „(2) Absatz 1 gilt nicht für Bauvorlagen für

 1.   Garagen und überdachte Stellplätze bis zu 100 m2 
Nutzfl äche sowie überdachte Fahrradabstell-
plätze,

 2.  Behelfsbauten und untergeordnete Gebäude (§ 53),

 3.   eingeschossige Wintergärten mit einer Grundfl ä-
che von bis zu 25 m2,

 4.   eingeschossige Gebäude mit einer Grundfl äche von 
bis zu 250 m2, in denen sich keine Aufenthalts-
räume, Ställe, Aborte oder Feuerstätten befi nden,

 5.   Dachgauben, wenn ihre Breite insgesamt höchs-
tens ein Drittel der Breite der darunter liegenden 
Außenwand beträgt,

 6.  Terrassenüberdachungen,

 7.   Balkone und Altane, die bis zu 1,5 m vor die 
Außenwand vortreten,

 8.   Aufzugschächte, die an den Außenwänden von 
Wohngebäuden geringer Höhe errichtet werden.“

Artikel II
Änderung des Bürokratieabbaugesetzes I

§ 2 Nr. 4 a des Ersten Gesetzes zum Bürokratieabbau 
(Bürokratieabbaugesetz I) vom 13. März 2007 (GV. NRW. 
S. 133) wird wie folgt geändert:

In der Überschrift werden die Angaben „Ergänzend 
zum 3. Abschnitt“ durch die Angaben „Ergänzend zum 
5. Teil, 3. Abschnitt“ ersetzt.

In Absatz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„Wird in einem anderen Genehmigungsverfahren über 
die Zulässigkeit des Vorhabens entschieden, tritt die für 
dieses Verfahren zuständige Behörde an die Stelle der 
Bauaufsichtsbehörde:“

Artikel III
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 28. Oktober 2008

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Stellvertreter 
des Ministerpräsidenten

(L. S.) Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Die Ministerin
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie

Christa  T o b e n

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

Für den
Minister für Bauen und Verkehr

der Minister
für Bundesangelegenheiten, 

Europa und Medien

Andreas  K r a u t s c h e i d

Die Justizministerin

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

– GV. NRW. 2008 S. 644
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Zweite Verordnung zur Änderung 
der Verordnung  über die elektronische 
Registerführung und die Zuständigkeit 

der Amtsgerichte in Nordrhein-Westfalen 
in Registersachen

Vom 16. Oktober 2008

Auf Grund des § 55 Abs. 2 Satz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909, 2003 I 
S. 738), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 12. August 2008 (BGBl. I S. 1666), in Verbindung 
mit § 1 der Verordnung über die Ermächtigung des Jus-
tizministeriums zum Erlass von Rechtsverordnungen zu 
der elektronischen Registerführung und der Zuständig-
keit der Amtsgerichte in Nordrhein-Westfalen in Regis-
tersachen vom 19. Dezember 2006 (GV. NRW. S. 606), 
wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die elektronische Registerführung 
und die Zuständigkeit der Amtsgerichte in Nordrhein-
Westfalen in Registersachen vom 19. Dezember 2006 
(GV. NRW. S. 606), geändert durch Verordnung vom 23. 
Januar 2007 (GV. NRW. S. 90), wird wie folgt gefasst:

1.  Es wird folgender neuer § 13 eingefügt:

„§ 13 
Berichtspfl icht

  Das Justizministerium berichtet der Landesregierung 
bis zum 31. Dezember 2013 über die Notwendigkeit 
des Fortbestehens dieser Verordnung.“

2.  Anlage 2 wird wie folgt gefasst:

„Anlage 2

Übersicht über die das Vereinsregister 
führenden Amtsgerichte

Oberlandesgerichtsbezirk Düsseldorf

Landgerichtsbezirk Duisburg

Amtsgericht Duisburg 

für die Amtsgerichtsbezirke Duisburg, Duisburg-Ham-
born und Duisburg-Ruhrort

Landgerichtsbezirk Krefeld

Amtsgericht Krefeld 

für die Amtsgerichtsbezirke Kempen, Krefeld und Net-
tetal

Landgerichtsbezirk Mönchengladbach

Amtsgericht Mönchengladbach 

für die Amtsgerichtsbezirke Mönchengladbach und Mön-
chengladbach-Rheydt
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Oberlandesgerichtsbezirk Hamm

Landgerichtsbezirk Essen

Amtsgericht Gelsenkirchen 

für die Amtsgerichtsbezirke Gelsenkirchen und Marl

Oberlandesgerichtsbezirk Köln

Landgerichtsbezirk Bonn

Amtsgericht Bonn 

für die Amtsgerichtsbezirke Bonn, Euskirchen und 
Rheinbach.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt hinsichtlich der Übertragung der 
Registerführung für den Amtsgerichtsbezirk Marl am 15. 
November 2008, für die Amtsgerichtsbezirke Kempen, 
Nettetal, Euskirchen und Rheinbach am 1. Februar 2009 
in Kraft.

Im Übrigen tritt die Verordnung am Tag nach ihrer Ver-
kündung in Kraft.

Düsseldorf, den 16. Oktober 2008

Die Justizministerin 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

– GV. NRW. 2008 S. 645

303

Gesetz zur Änderung 
des Zwölften Gesetzes zur Änderung 

des Gesetzes zur Ausführung der 
 Verwaltungs gerichtsordnung

Vom 28. Oktober 2008

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung 
des Zwölften Gesetzes zur Änderung 

des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungs-
gerichtsordnung

Artikel I

Artikel II des Zwölften Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsord-
nung im Lande Nordrhein-Westfalen vom 7. März 2006 
(GV. NRW. S. 107), geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 445), wird wie 
folgt geändert:

In Nummer 1 Satz 2 Halbsatz 2 wird die Angabe „2008“ 
durch die Angabe „2009“ ersetzt.

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 28. Oktober 2008

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Stellvertreter 
des Ministerpräsidenten

(L. S.) Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Finanzminister

Dr. Helmut  L i n s s e n

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

Die Justizministerin 

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

Der Minister
für Generationen, Familie,

Frauen und Integration

Armin  L a s c h e t

– GV. NRW. 2008 S. 646
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34

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über Gebührenbefreiung, 

Stundung und Erlass von Kosten im Bereich 
der Rechtspfl ege (Gerichtsgebührenbefreiungs-

gesetz – GerGebBefrG) 
und des Gesetzes zur Ausführung des 

 Sozialgerichtsgesetzes im Lande 
 Nordrhein-Westfalen (AG-SGG)

Vom 28. Oktober 2008

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über Gebührenbefreiung, 

Stundung und Erlass von Kosten im Bereich 
der Rechtspflege 

(Gerichtsgebührenbefreiungsgesetz – GerGebBefrG) 
und des Gesetzes zur Ausführung des 

Sozialgerichtsgesetzes im Lande 
Nordrhein-Westfalen (AG-SGG)

34
Artikel I

Das Gerichtsgebührenbefreiungsgesetz vom 21. Oktober 
1969 (GV. NRW. S. 725), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 408, ber. S. 609), wird 
wie folgt geändert:

§ 2 wird wie folgt geändert:

1.   In Absatz 1 wird nach dem Wort „Justizbeitreibungs-
ordnung“ die Angabe „vom 11. März 1937 (RGBl. I 
S. 298), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. 
Dezember 1990 (BGBl. I S. 2847)“ durch den Klam-
merzusatz „(JBeitrO)“ ersetzt.

2.  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

  „(3) Zuständig für die Entscheidung ist das Justizmi-
nisterium. Es kann seine Befugnis ganz oder teilweise 
oder für bestimmte Arten von Fällen auf Behörden 
seines Geschäftsbereichs übertragen.“

304
Artikel II

Das Gesetz zur Ausführung des Sozialgerichtsgesetzes 
im Lande Nordrhein-Westfalen (AG-SGG) vom 8. 
Dezember 1953 (GV. NRW. S. 412), zuletzt geändert 
durch § 5 des Gesetzes zur Errichtung des Landesversi-
cherungsamtes Nordrhein-Westfalen vom 14. Dezember 
1989 (GV. NRW. S. 678), wird wie folgt geändert:

1.   Nach § 4 wird folgender neuer § 5 eingefügt:

„§ 5

  Für die Kammern und Senate für Angelegenheiten 
des sozialen Entschädigungsrechts und des Schwer-
behindertenrechts werden die Vorschlaglisten für 
ehrenamtliche Richter aus den Kreisen der mit dem 
sozialen Entschädigungsrecht oder dem Recht der 
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Teilhabe behinderter Menschen vertrauten Personen 
von den Landschaftsverbänden und der Bezirksregie-
rung Münster im gegenseitigen Benehmen aufge-
stellt.“

2.  Der bisherige § 5 wird § 6.

Artikel III

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 28. Oktober 2008

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Stellvertreter 
des Ministerpräsidenten

(L. S.) Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Minister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef  L a u m a n n

Die Justizministerin

Roswitha  M ü l l e r - P i e p e n k ö t t e r

– GV. NRW. 2008 S. 646

2180
252

Verordnung zur Änderung 
der Befristung 

von Rechtsvorschriften mit Beteiligung 
des Landtages im Geschäftsbereich 

des Innenministeriums
Vom 28. Oktober 2008

2180

Artikel 1

Auf Grund des § 5 Abs. 3 Satz 1 des Landesorganisa-
tionsgesetzes (LOG NRW) vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. 
S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
zur Aufl ösung des Landesversicherungsamtes vom 
20. November 2007 (GV. NRW. S. 588), verordnet die 
Landesregierung nach Anhörung des fachlich zustän-
digen Ausschusses des Landtags:

Die Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten auf 
dem Gebiete des Vereinswesens vom 28. April 1970 (GV. 
NRW. S. 325), zuletzt geändert durch Artikel 89 des 
Zweiten Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S. 274), wird wie folgt geändert:

§ 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Das Innenministerium berichtet der Landesregierung 
bis zum 31. Dezember 2013 und danach alle fünf Jahre 
über die Erfahrungen mit dieser Verordnung.“

252

Artikel 2

Auf Grund des § 5 Abs. 3 Satz 1 des Landesorganisa-
tionsgesetzes (LOG NRW) vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. 
S. 421), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
zur Aufl ösung des Landesversicherungsamtes vom 
20. November 2007 (GV. NRW. S. 588), verordnet die 
Landesregierung nach Anhörung des fachlich zustän-
digen Ausschusses des Landtags:

Die Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Stasi-
Unterlagen-Gesetz vom 21. April 1993 (GV. NRW. 
S. 198), geändert durch Artikel 102 des Dritten Befris-
tungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 306), wird 
wie folgt geändert:

§ 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis zum 
30. Juni 2014 und danach alle fünf Jahre über die Erfah-
rungen mit dieser Verordnung.“

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 28. Oktober 2008

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Der Stellvertreter
des Ministerpräsidenten

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

Der Innenminister

Dr. Ingo  W o l f

– GV. NRW. 2008 S. 647

2030
203013

Verordnung
zur Änderung von Befristungen

des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Vom 28. Oktober 2008

203013

Artikel 1

Auf Grund der §§ 16 und 35 Abs. 2 Satz 2 des Landesbe-
amtengesetzes i. d. F. der Bekanntmachung vom 1. Mai 
1981 (GV. NRW. S. 234, ber. 1982 S. 256), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Oktober 2007 
(GV. NRW. S. 393) und des § 25 des Gesetzes über die 
Ausbildung für Lehrämter an öffentlichen Schulen 
 (Lehrerausbildungsgesetz – LABG) vom 2. Juli 2002 
(GV. NRW. S. 325), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 27. Juni 2006 (GV. NRW. S. 278), wird im 
Einvernehmen mit dem Innenministerium und dem 
Finanzministerium verordnet:

In § 35 Satz 2 der Verordnung über die Ausbildung und 
Prüfung für die Laufbahn des höheren agrarwirtschaft-
lichen Dienstes und des Lehramtes an Berufskollegs der 
agrarwirtschaftlichen Fachrichtung im Land Nordrhein-
Westfalen (VAPhagrD) vom 18. März 1986 (GV. NRW. 
S. 329), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
6. August 2007 (GV. NRW. S. 426), wird die Angabe 
„31. Dezember 2008“ durch die Angabe „31. Dezember 
2011“ ersetzt.

2030

Artikel 2

Auf Grund des § 25 a Abs. 8 Nr. 3 des Landesbeamtenge-
setzes i. d. F. der Bekanntmachung vom 1. Mai 1981 (GV. 
NRW. S. 234, ber. 1982 S. 256), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW. 
S. 393), wird verordnet:

Die Verordnung zur Bestimmung der Ämter auf Probe 
und auf Zeit gem. §§ 25 a und 25 b LBG bei der Land-
wirtschaftskammer vom 20. April 2001 (GV. NRW. 
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S. 254), geändert durch Artikel 17 des Fünften Befris-
tungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 351), wird 
wie folgt geändert:

1.   Die Verordnung erhält die Bezeichnung: „Verordnung 
zur Bestimmung der Ämter auf Probe nach § 25 a 
LBG bei der Landwirtschaftskammer“.

2.  Der § 2 wird gestrichen.

3.  Der § 3 wird zu § 2.

4.   In § 2 Satz 2 (neu) wird die Angabe „31. Dezember 
2008“ durch die Angabe „31. Dezember 2013“ ersetzt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 28 Oktober 2008

Der Minister
für Umwelt und Naturschutz,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Eckhard  U h l e n b e r g

– GV. NRW. 2008 S. 647

205

Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über die Bestimmung von 
Polizeipräsidien zu Kriminalhauptstellen 

(KHSt-VO)
Vom 5. November 2008

Auf Grund des § 2 Abs. 3 Nr. 1 des Polizeiorganisations-
gesetzes (POG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. Juli 2002 (GV. NRW. S. 308, ber. S. 629), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Ände-
rung des Polizeiorganisationsgesetzes und zur Änderung 
weiterer Vorschriften über die Organisation der Polizei 
vom 29. März 2007 (GV. NRW. S. 140), wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung über die Bestimmung von Polizeipräsi-
dien zu Kriminalhauptstellen (KHSt-VO) vom 17. 
Dezember 2002 (GV. NRW. S. 639), geändert durch die 
Verordnung zur Änderung der Verordnung über die 
Bestimmung von Polizeipräsidien zu Kriminalhauptstel-
len (KHSt-VO) vom 4. März 2004 (GV. NRW. S. 125), 
wird wie folgt geändert:

§ 8 Satz 2 wird wie folgt geändert: Die Angabe „am 10. 
November 2008“ wird durch die Angabe „mit Ablauf des 
31. März 2009“ ersetzt.

Artikel II

Die Verordnung über die Bestimmung von Polizeipräsi-
dien zu Kriminalhauptstellen (KHSt-VO) vom 17. 
Dezember 2002 (GV. NRW. S. 639), geändert durch die 
Verordnung zur Änderung der Verordnung über die 
Bestimmung von Polizeipräsidien zu Kriminalhauptstel-
len (KHSt-VO) vom 4. März 2004 (GV. NRW. S. 125), 
wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 1

  Folgende Polizeipräsidien werden zu Kriminalhaupt-
stellen bestimmt:

  1.  das Polizeipräsidium Aachen für seinen Polizei-
bezirk und die Polizeibezirke der Kreise Düren 
und Heinsberg,

  2.   das Polizeipräsidium Bielefeld für seinen Polizei-
bezirk und die Polizeibezirke der Kreise Güters-

loh, Herford, Höxter, Lippe, Minden- Lübbecke 
und Paderborn,

  3.   das Polizeipräsidium Bochum für seinen Polizei-
bezirk,

  4.   das Polizeipräsidium Bonn für seinen Polizeibe-
zirk und die Polizeibezirke des Kreises Euskir-
chen und des Rhein-Sieg-Kreises,

  5.   das Polizeipräsidium Dortmund für seinen Poli-
zeibezirk, den Polizeibezirk des Polizeipräsidiums 
Hamm und die Polizeibezirke des Hochsauerland-
kreises und der Kreise Soest und Unna,

  6.   das Polizeipräsidium Düsseldorf für seinen Poli-
zeibezirk und die Polizeibezirke des Kreises Mett-
mann und des Rhein-Kreises Neuss,

  7.   das Polizeipräsidium Duisburg für seinen Polizei-
bezirk und den Polizeibezirk des Kreises Wesel,

  8.   das Polizeipräsidium Essen für seinen Polizei-
bezirk und den Polizeibezirk des Polizeipräsidium 
Oberhausen,

  9.   das Polizeipräsidium Gelsenkirchen für seinen 
Polizeibezirk,

 10.  das Polizeipräsidium Hagen für seinen Polizei-
bezirk und die Polizeibezirke des Ennepe-Ruhr-
Kreises, des Märkischen Kreises, der Kreise Olpe 
und Siegen-Wittgenstein,

 11.  das Polizeipräsidium Köln für seinen Polizei-
bezirk und die Polizeibezirke des Rhein-Erft-
Kreises, des Rheinisch-Bergischen Kreises und des 
Oberbergischen Kreises,

 12.  das Polizeipräsidium Krefeld für seinen Polizei-
bezirk und den Polizeibezirk des Kreises Kleve,

 13.  das Polizeipräsidium Mönchengladbach für seinen 
Polizeibezirk und den Polizeibezirk des Kreises 
Viersen,

 14.  das Polizeipräsidium Münster für seinen Polizei-
bezirk und die Polizeibezirke der Kreise Borken, 
Coesfeld, Steinfurt und Warendorf,

 15.  das Polizeipräsidium Recklinghausen für seinen 
Polizeibezirk,

 16.  das Polizeipräsidium Wuppertal für seinen Poli-
zeibezirk.

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)   Absatz 1 Nr. 8 wird gestrichen und die bisherige 
Nummer 9 wird Nummer 8.

 b)   Absatz 4 wird aufgehoben und der bisherige 
Absatz 5 wird Absatz 4.

 c)   In Absatz 4 (neu) wird das Wort „Kriminalitäts-
vorbeugung“ durch das Wort „Kriminalpräven-
tion“ ersetzt.

3.   § 3 Satz 2 wird wie folgt geändert: Die Formulierung 
„auf das Polizeipräsidium der Wasserschutzpolizei“ 
wird durch die Formulierung „auf die Wasserschutz-
polizei des Polizeipräsidiums Duisburg“ ersetzt.

4.  § 4 erhält folgende Fassung:

 „§ 4

  (1) Die Polizeipräsidien Bielefeld, Dortmund, Düssel-
dorf, Essen, Köln und Münster sind sachlich zustän-
dig für die Gefahrenabwehr, die Erforschung und 
Verfolgung von

 1.   Straftaten des erpresserischen Menschenraubs 
(§ 239 a StGB) und der Geiselnahme (239 b StGB), 
wenn Täter bei Bekanntwerden der Tat Personen 
in ihrer Gewalt haben,

 2.   Straftaten im Zusammenhang mit größeren Gefah-
ren- und Schadenslagen, Anschlägen und Amokla-
gen.

  (2) Die in Absatz 1 genannten Polizeipräsidien sind 
für den Personen- und Zeugenschutz zuständig.

 (3) Örtlich zuständig sind

 1.  das Polizeipräsidium Bielefeld für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle,
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 2.   das Polizeipräsidium Dortmund für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der 
Kriminalhauptstellen Bochum und Hagen,

 3.   das Polizeipräsidium Düsseldorf für den Bezirk 
der eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke 
der Kriminalhauptstellen Mönchengladbach und 
Wuppertal,

 4.   das Polizeipräsidium Essen für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der 
Kriminalhauptstellen Duisburg und Krefeld,

 5.   das Polizeipräsidium Köln für den Bezirk der eige-
nen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der Kri-
minalhauptstellen Aachen und Bonn,

 6.   das Polizeipräsidium Münster für den Bezirk der 
eigenen Kriminalhauptstelle und die Bezirke der 
Kriminalhauptstellen Gelsenkirchen und Reck-
linghausen.“

5.  Nach § 4 wird der folgende neue § 5 eingefügt:

 „§ 5

  Die nach den §§ 2 und 4 dieser Verordnung bestimm-
ten Polizeipräsidien sind in den für sie jeweils festge-
legten Bezirken auch für die ihnen zugewiesenen Auf-
gaben zuständig, soweit sich diese

 1.   in oder auf den schiffbaren Wasserstraßen ein-
schließlich der mit ihnen unmittelbar in Verbin-
dung stehenden Nebenarme, Altarme, Wehrarme, 
Hafenbecken, Seen und Baggerlöchern,

 2.   auf einer Insel innerhalb dieser Gewässer sowie 
auf Anlagen und Einrichtungen, die zu den Was-
serstraßen gehören oder der Schiffbarkeit der 
Wasserstraßen, dem Schiffsverkehr oder dem 
Umschlag dienen, im Zusammenhang mit der 
Schifffahrt

 ergeben.“

6.  Aus den bisherigen §§ 5 – 8 werden die §§ 6 – 9.

7.   § 9 (neu) wird wie folgt geändert: Die Angabe „31. 
März 2009“ wird durch die Angabe „31. Dezember 
2012“ ersetzt.

Artikel III

Diese Verordnung tritt am Tag der Verkündung in Kraft. 
Abweichend von Satz 1 tritt Artikel II am 1. April 2009 
in Kraft.

Düsseldorf, den 5. November 2008

Der Innenminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Ingo  W o l f  MdL

– GV. NRW. 2008 S. 648
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